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pie AussOhreibRns6f!entlioher Dienstpost~ 
Personalaufnahmegeset! in Ausarbeit;ung . 

An'fragebeantwortung 

Die Abg. Dr. K r a i:l. s und Genossen haben anlä.$slich der Na.tional- . . , 
rat.sitzung am 9. März d.J. eir'e Anfrage an die Bundesregierung, betreffend 
4ie Aufnahme in den6tfent1iohen Dienst, eingebracht und bei diesem Anlass 
u.a. eine 6ffentliohe Aussohreibung von freien Dienstposten,des 8ffentlichen 
Dienstes verla.ngt. 

Bundeskanzler Ing. Raa b teilt in sohriftlicher Beantwortung dieser 
Anfrage namens der Bundesregierung folgendes in~t, 

l)a.8 Zundeska.nzleratnt ist seit dem Ende des vergangenen Jahres .mit 

c1el"Au8arbJ1t~ einer gesetzliohen Regelung befasst, die eine öffentliohe 
'Ausschreibung freier Dienstposten jes öffentliohenDienstes vorsieht. da­
rUber hinaus aber auoh sioherstellen soll. dass der ausgeschriebene Dienst­
posten mit dem geeignetsten Bewerber besetzt wird_. Da. dieses .tpersonalau:t ... 
ftahmegesetz" e1neEtgnUngsuntersuohung der Aufnahmewerber vorsehen soll, 
_aren eingehende Beratungen mit den z~stä.ndigen Fachkre1sen erforderlioh. 

,. { I 

Die Arbeiten an dem Entwurf des Personalaufnahmegesetzes sind so weit fort-
Be.chritt~nt dass er bereits zur Begutachtung versendet werden,konnte. 
Gleichzeitig wurde er dem Herrn Prä~identen des Nationalrates übermittelt. 

. /' , 

Der Gesetzentwurf wird auf Grund de~ einlangenden Gutaohten in ,die 
.' \ 

eadgUltige Fassung gebracht werden. loh nehme an, dass er im Laufe der Herb~t,·, 
session des Na.tionalrates der Behandlung duroh d;te 8e~etZ8'e"~n1<9n If5rper­
.ehatten zugeführt werden. kann. 

Zugleich muss zu der in der Antrage enthal tenen ~ehauptung Stellung 
genommen werden, dass bei der Aufnahme der Bundesbediensteten unsachlioh und 
TerfassUAgBWidrig vo~gegangen werde. Diese Behauptung widersprioht den Tat­
_.chen, aie bedeutet nicht nur eine unbereohtigte Kritik der Bundesregle~, 
.ondern auch eine unbegründete Schmälerung des Ansehens der Beamtenschaft, 
die .eit 1945 trotz schwierigster Verhältnisse ihre volle Befähigung zur L6-
s~ der ihr Ubertragene'n Aufgaben bewiesen hat. 

Die ~unde8regierung weist daher die in der Anfrage enthaltene~it1k 
~ entsohieden zurüok. 

..Q-.- ......... 
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